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Verordnung 
zur Regelung von Organisation und Zuständigkeiten 
im Nachprüfungsverfahren für öffentliche Aufträge 

(BayNpV) 

Vom 1. Januar 1999 

Auf Grund von § 106 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes ge­
gen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) vom 26. Au­
gust 1998 (BGBlI S . 2546) erlässt d ie Bayerische Staats­
regierung folgende Verordnung: 

§1 

Anwendungsbereich 

(1) lDiese Verordnung regelt die Organisation und 
die Zuständigkeit der Vergabekammern im Freistaat 
Bayern. 2Sie gilt nur für Aufträge , deren geschätzter 
Auftragswert oder Gesamtauftragswert den jeweili­
gen EG-Schwellenwert erreicht oder übersteigt. 

(2) Für die Nachprüfung der Vergaben sind die Ver­
gabekammern des Freistaates Bayern zuständig, so­
weit nicht eine Zuständigkeit der Vergabekammer des 
Bundes gegeben ist. 

(3) Die Vergabekammern des Freistaates Bayern 
sind für die Nachprüfung der Vergabeverfahren auch 
dann zuständig, wenn 

1. Vergabestellen des Freistaates Bayern Aufträge im 
Rahmen der Auftragsverwaltung des Bundes oder 
auf Grund vertraglicher Vereinbarungen mit ande­
ren Ländern vergeben; 

2. in den Fällen des § 98 Nm. 2 und 4 GWB sowohl 
Stellen des Bundes bzw. anderer Länder als auch des 
Freistaates Bayern beteiligt sind, der Schwerpunkt 
bei den Stellen des Freistaates Bayern liegt oder sich 
die Stellen des Bundes bzw. der Länder und des Frei­
staates Bayern auf die Nachprüfung im Freistaat 
Bayern geeinigt haben. Ein Schwerpunkt liegt dann 
vor, wenn Stellen des Freistaates Bayern unmittel­
bar oder mittelbar die Mehrheit des gezeichneten 
Kapitals des Auftraggebers besitzen oder über die 
Mehrheit der mit den Anteilen des Auftraggebers 
verbundenen Stimmrechte verfügen oder mehr als 
die ·Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Lei­
tungs- oder Aufsichtsorgans des Auftraggebers be­
stellen können; 

3. im Fall des § 98 N r. 3 GWB bei länderübergreifenden 
bzw. bundesweiten Verbänden des privaten Rechts, 
wenn eine Stelle des Freistaates Bayern eine Auf­
gabe erfüllt, die die Verwaltung der Beteiligung, die 
Gewährung der sonstigen Finanzierung oder die 
Aufsicht über die Leitung oder die Bestimmung der 
Mitglieder des zur Geschäftsführung oder zur Auf­
sicht berufenen Organs betrifft; dies gilt auch, wenn 
sowohl eine Stelle des Freistaates Bayern als auch 
Stellen des Bundes oder anderer Länder die Auf­
gabe gegenüber einzelnen Mitgliedern ausüben und 

. sich die beteiligten Vergabestellen auf die Nachprü- . 
fung im Freistaat Bayern geeinigt haben; 

4. im Fall des § 98Nr. 5 GWB die Mittel sowohl von Zu­
wendungsgebern des Bundes bzw. anderer Länder 
als auch von Zuwendungsgebern des Freistaates 
Bayern stammen und der Schwerpunkt bei den Zu­
wendungen des Freistaates Bayern liegt oder sich 
die beteiligten Zuwendungsgeber auf die Nachprü­
fung im Freistaat Bayern geeinigt haben; 

5. Vergabestellen des Bundes oder anderer Länder als 
Organ des Freistaates Bayern tätig werden. 

(4) lVergaben von Stellen des Freistaates Bayern, 
soweit diese als Organ des Bundes tätig werden, sowie 
Vergaben von Stellen des Bundes oder anderer Länder, 
die im Freistaat Bayern tätig werden, fallen nicht un­
ter diese Verordnung. 2Dies gilt auch für andere als die 
in Absatz 3 Nr. 1 genannten Stellen, soweit sie Verga­
beverfahren für Stellen außerhalb des Freistaates Bay­
ern durchführen. 

(5) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr 
und Technologie gibt in den Fällen, in denen eine Eini­
gung gemäß Absatz 3 Nm. 2 bis 4 erfolgt ist, diese be­
kannt. 

§2 

Vergabekammern 

(1) Die Aufgaben der Vergabekammern nehmen die 
Regierung von Oberbayern - Vergabekammer Süd­
bayern - und die Regierung von Mittelfranken - Ver­
gabekammer Nordbayern - wahr, soweit sich nicht die 
in § 1 Abs. 3 Nm. 2 bis 4 genannten Stellen auf eine an­
dere Vergabekammer geeinigt haben. 

(2) lDie Vergabekammer Südbayern ist örtlich zu­
ständig für die Nachprüfung der Vergabeverfahren von 
Auftraggebern nach § 98 Nm. 1 bis 6 GWB, deren Ver­
gabestelle ihren Sitz in den Regierungsbezirken Ober­
bayern, Niederbayern oder Schwaben hat. 2Die Ver­
gabekammer Nordbayern ist zuständig für die Nach­
prüfung der Vergabeverfahren von Auftraggebern nach 
§ 98 Nm. 1 bis 6 GWB, deren Vergabestelle ihren Sitz in 
den Regierungsbezirken Oberpfalz, Oberfranken, Mit­
telfranken oder Unterfranken hat. 3Im Fall des § 98 
Nr. 5 GWB richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz der die Zuwendung bewilligenden Stelle, in 
dem Fall des § 98 Nr. 6 GWB nach dem Sitz der in § 98 
Nm. 1 bis 3 GWB genannten Stellen. 

(3) Die Vergabekammer entscheidet in der Beset­
zung von einem vorsitzenden Mitglied, einem beisit­
zenden Mitglied und einem ehrenamtlichen beisitzen­
den Mitglied. 

(4) lDas vorsitzende Mitglied und das beisitzende 
Mitglied müssen Beamte auf Lebenszeit mit der Be-
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fähigung zum höheren Verwaltungsdienst oder ver­
gleichbar fachkundige Angestellte sein. 2Das vorsit­
zende Mitglied muß die Befähigung zum Richteramt 
haben. 3Das beisitzende Mitglied soll über gründliche 
Kenntnisse des Vergabewesens, das ehrenamtliche bei­
sitzende Mitglied auch über mehrjährige praktische 
Erfahrung auf dem Gebiet des Vergabewesens verfü­
gen. 

(5) lAIs ehrenamtliche beisitzende Mitglieder sol­
len auf gemeinsamen Vorschlag der Spitzenorganisa­
tionen der Wirtschaft und der Freien Berufe im Frei­
staat Bayern für jede Vergabekammer mindestens je 
fünf Persönlichkeiten aus dem Bau-, Liefer- und Dienst­
leistungsbereich, davon mindestens je eine aus dem 
Sektorenbereich berufen werden. 2Wird innerhalb von 
einem Monat nach Aufforderung durch die Regierung 
keine oder keine ausreichende Zahl gemeinsamer Vor­
schläge eingereicht, werden die ehrenamtlichen beisit­
zenden Mitglieder ersatzweise von der Regierung be­
stimmt, bei der die Vergabekammer eingerichtet ist. 

(6) Organisation und Besetzung der Vergabekam­
mern regelt der Regierungspräsident, bei dessen Regie­
rung die Vergabekammer eingerichtet ist; gleiches gilt 
für die Berufung der Mitglieder der Vergabekammer 
und die Führung der Dienstaufsicht. 

(7) Die Vergabekammer gibt sich ein~ Geschäfts­
ordnung. 

§3 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1999 in Kraft. 

(2) Die Verordnung zur Regelung von Organisation 
und Zuständigkeiten im Nachprüfungsverfahren für 
öffentliche Aufträge (Bay Np V) vom 27. September 1994 
(GVBl S. 968, BayRS 630-14-W) tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 1998 außer Kraft. 

§4 

Übergangsregelung 

Bis zum 31. Dezember 1998 anhängige Nachprü­
fungsverfahren werden nach bis dahin geltendem Recht 
beendet. 

München, den 1. Januar 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 

3 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 1/1999 

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag 
Karl-Schmid-Straße 13, 81829 München 
PVSt, Deutsche Post AG, Entgelt bezahlt, B 1612 

HerausgeberjRedaktion: Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-Strauß-Ring 1, 80539 München 

Das Bayerische Gesetz- und Verordnungs blatt wird nach Bedarf ausgegeben, in der Regel zweimal im Monat. 
Die Herstellung erfolgt aus 100 % Altpapier. 
Herstellung und Vertrieb: Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag, Karl-Schmid-Straße 13, 81829 München, Tel. 0 89 / 42 92 01 /02 , 
Telefax 0 89 / 42 84 88, Bankverbindung: Bayerische Vereinsbank München, Kto.-Nr.: 38 365 444, BLZ 700 202 70. 
Bezug: Das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt wird im Namen und für Rechnung des Herausgebers von der Max Schick GmbH 
ausgeliefert . Bestellungen sind ausschließlich an die Max Schick GmbH zu richten. Ausgaben, die älter sind als 5 Jahre, sind im 
Einzelverkauf nicht erhältlich. Abbestellungen müssen bis spätestens 31. Oktober eines Jahres mit Wirkung vom Beginn des folgenden 
Kalenderjahres bei der Max Schick GmbH eingehen. Reklamationen wegen fehlerhafter oder nicht erhaltener Exemplare müssen späte­
stens 1 Monat nach deren Erscheinungsdatum schriftlich oder per Telefax beim Verlag eingehen. Nach dieser Frist ist eine gebührenfreie 
Ersatzlieferung nicht mehr mögli!;h. 
Bezugspreis für den laufenden Bezug jährlich DM 65 ,00 (unterliegt nicht der gesetzlichen Mehrwertsteuer), für Einzelnummern bis 
8 Seiten DM 4,00, für weitere 4 angefangene Seiten DM 0,50, ab 48 Seiten Umfang für je weitere 8 angefangene Seiten DM 0,50 + Versand. 

ISSN 0005-7134 


